
Dezernat II    Az.          Datum     02.06.2008  Nr.    343 / 2008 
 
Betreff: 
 
Heimplatzwahl für pflegebedürftige Sozialhilfeempfänger/innen 
 

Betrifft Antrag/Anfrage Nr.  Antragsteller/in:  
    
 
 Beratungsfolge TOP Sitzungstermin Öff. N.Ö.

1. Sozialausschuss 05.00 22.10.2008 X  

2.      

3.      
 
 Einladung an Bezirksbeirat/ Sachverständige 

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen ?    ja X nein 
 
 

Informationsvorlage
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 Nr.            343 / 2008 

 Blatt         - 2 - 
 
Finanzielle Auswirkungen (falls „ja“: zumindest geschätzt): 
 
1) Einmalige Kosten/ Erträge    
 Gesamtkosten der Maßnahme    €

 Objektbezogene Einnahmen (Zuschüsse usw.)  ./.  €

 Kosten zu Lasten der Stadt    €

2) Laufende Kosten / Erträge    

 Laufender Betriebs- und Unterhaltungsaufwand-    
 (einschl. Finanzierungskosten)   €
 zu erwartende Erträge  ./.  €

 jährliche Belastung      €
 
 
 
 
 
 

Dr. Kurz                                 Grötsch 
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 Sachverhalt  

 

Pflegebedürftige Menschen erhalten Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem Sozialgesetzbuch 

Zwölftes Buch (SGB XII), wenn die Leistungen der Pflegekasse und/oder das eigene Einkommen 

und Vermögen zur Begleichung der Pflegekosten nicht ausreichen. 

 

Vorrangig sollen ambulante Pflegeleistungen in Anspruch genommen werden. Reichen diese nicht 

aus, werden notwendige ungedeckte Heimpflegekosten übernommen. Voraussetzung ist 

allerdings, dass mit dem Pflegeheim auch eine Pflegesatzvereinbarung besteht.  

 

Zu der Frage der freien Heimplatzwahl hat nun das Ministerium für Arbeit und Soziales aufgrund 

eines Antrags der SPD-Fraktion eine Stellungnahme für den Landtag von Baden-Württemberg 

erarbeitet. Diese ist beigefügt. 

 

Die Stadt Mannheim orientiert sich bei der Beurteilung der Frage der freien Heimplatzwahl 

ausdrücklich am geltenden Sozialrecht. Das bedeutet, dass stationär pflegebedürftige Personen 

bei der Heimplatzsuche die freie Wahl bei allen Pflegeheimen haben, mit denen eine Pflege-

satzvereinbarung besteht. Dies ist in Mannheim bei allen Pflegeheimen der Fall. 

 

Wird eine Heimaufnahme insbesondere wegen eines familiären Hintergrundes außerhalb von 

Mannheim gewünscht, hängt die Übernahme der angemessenen Kosten von einer 

entsprechenden Begründung ab. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage: Drucksache 14/2125 vom 11.12.2007  

  des Landtags von Baden-Württemberg 

 

 

/ 
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           Anlage  1 

 



 5

 



 6

 



 7

 



 8

 



 9

 



 10

 


